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Berichtigung

Verordnung zur Änderung der Biostoffverordnung und anderer 
Arbeitsschutzverordnungen

Das Bundeskanzleramt hat mit Schreiben vom 7. Juni 2021 zu der oben genannten 

Verordnung Folgendes mitgeteilt:

Die mit Schreiben der Bundeskanzlerin an den Präsidenten des Bundesrates vom 

12. Mai 2021 übersandte Verordnung (BR-Drs. 400/21) enthält eine offenbare  

Unrichtigkeit.

In § 15e muss Absatz 4 "(4). " gestrichen werden. Es handelt sich um einen  

fälschlich eingefügten Absatz ohne Text (Formatierungsfehler). Es war kein  

weiterer Absatz im § 15e beabsichtigt.

Es wird gebeten, dieses im Wege einer Berichtigungsdrucksache zu korrigieren, die 

zu ändernde Seite liegt als Anlage bei. 
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§ 15e 

Ergänzende Dokumentationspflichten 

(1) Der Arbeitgeber hat dafür Sorge zu tragen, dass über die Begasungen eine 
Niederschrift angefertigt wird. In der Niederschrift ist zu dokumentieren: 

1. Name der verantwortlichen Person, 

2. Art und Menge der verwendeten Biozid-Produkte oder Pflanzenschutzmittel, 

3. Ort, Beginn und Ende der Begasung, 

4. Zeitpunkt der Freigabe, 

5. andere im Sinne von § 15 beteiligte Arbeitgeber und 

6. die getroffenen Maßnahmen. 

(2) Der Arbeitgeber hat der zuständigen Behörde die Niederschrift auf Verlangen 
vorzulegen. 

(3) Werden für die Begasungen Pflanzenschutzmittel verwendet, kann die 
Niederschrift zusammen mit den Aufzeichnungen nach Artikel 67 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur 
Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABl. L 309 vom 
24.11.2009, S. 1, L 111 vom 2.5.2018, S. 10, L 45 vom 18.2.2020, S. 81), die zuletzt 
durch die Verordnung (EU) 2019/1381 vom 20. Juni 2019 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, 
S. 1) geändert worden ist, erstellt werden.

§ 15f 

Zusätzliche Anforderungen an den Umgang mit Transporteinheiten 

(1) Kann nicht ausgeschlossen werden, dass Transporteinheiten wie Fahrzeuge, 
Waggons, Schiffe, Tanks, Container oder andere Transportbehälter begast wurden, so 
hat der Arbeitgeber dies vor dem Öffnen der Transporteinheiten zu ermitteln. 

(2) Ergibt die Ermittlung, dass die Transporteinheit begast wurde, hat der Arbeit-
geber die erforderlichen Schutzmaßnahmen zu treffen. Dabei ist insbesondere sicher-
zustellen, dass Beschäftigte gegenüber den Biozid-Produkten oder Pflanzenschutzmit-
teln nicht exponiert werden. Kann eine Exposition nicht ausgeschlossen werden, hat 
das Öffnen, Lüften und die Freigabe der Transporteinheit durch eine Person zu erfol-
gen, die über eine Fachkunde im Sinne von Anhang I Nummer 4.3 verfügt. 

(3) Bei Begasungen von Transporteinheiten 

1. innerhalb von Räumen findet § 15d Absatz 4 Anwendung, 

2. im Freien muss ein allseitiger Sicherheitsabstand von mindestens 10 Metern zu 
den benachbarten Gebäuden eingehalten werden, 

3. sind diese von der verantwortlichen Person abzudichten, auf ihre Gasdichtheit zu 
prüfen sowie für die Dauer der Verwendung abzuschließen, zu verplomben und
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